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Zur Strafverbüßung kamen wir in die Strafanstalt 
Zwickau. Nur Schettler, der wohl in der Vernehmung 
vor dem SSD alles wunschgemäß zugegeben hatte und 
m. E. nur deswegen milder bestraft worden war als die 
anderen, wurde sofort einem Arbeitskommando außer
halb der Strafanstalt zugeteilt. Ich kam dann Anfang 
August in den Arbeitseinsatz in den Steinkohlenschacht 
„Martin Hoop n i“. Bei einer günstigen Gelegenheit 
konnte ich hier am 10.9.53 entwischen. Von meinen 
Mitangeklagten ist mir bekannt, daß Krübel und Reuter 
noch in der Strafanstalt Zwickau einsitzen, während 
Sonntag zum Arbeitseinsatz nach Aue und Müller in 
das Steinkohlenbergwerk bei Oelsnitz gekommen sind. 
Göpel ist schwer erkrankt, und ich habe Zweifel, ob er 
die Haftzeit überhaupt überleben wird.

v. g. u.
gez. Eberhard Eckstein.

•

Weil in der Sowjetzone Deutschlands die Lebensmittel
versorgung der Bevölkerung keinesfalls als ausreichend 
angesehen werden konnte, wurde im Sommer 1953 von 
Westberlin aus eine durch amerikanische Hilfe organi
sierte Lebensmittelspende an Bewohner der Sowjetzone 
verteilt. Die sowjetzonale Propaganda entfachte sofort 
eine Kampagne gegen diese Aktion und behauptete, 
daß der Westen die Spendenpakete nur zu dem Zwecke 
verteile, um „Agenten und Spione“ zu werben. An allen 
Grenzbahnhöfen des Sowjetsektors und der Sowjetzone 
wurden rigorose Kontrollen durchgeführt, und in einer 
Vielzahl von Fällen wurden die Lebensmittelpakete 
einfach weggenommen, obwohl dafür keinerlei gesetz
liche Grundlage bestand. Am 13.1.1951t stellte dann das 
Bezirksgericht Dresden fest, daß die In-Empfangnahme 
eines Lebensmittelpaketes die „Verbreitung eines 
friedensgefährdenden tendenziösen Gerüchtes“ sei und 
verurteilte eine Frau, die nichts weiter getan hatte, als 
die Lebensmittelspende in Empfang zu nehmen, zu 
einer Gefängnisstrafe von D/i Jahren.
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U r t e i l  
I m  N a m e n  d e s  V o l k e s !

In der Strafsache 
gegen

die am 30. 6.15 in Gustadt geb. Verkäuferin 
Elisabeth Maria K l e m e n t z  

geb. Reddig 
wohnhaft in Meißen, Lorenzgasse 2a, 
z. Z. in UH-Anst. Dresden, George-Bähr-Str. 5 
wegen Verbrechens nach Art. 6 der Verfassung der 
DDR in Verb. m. KRDir. 38 Abschn. 2, Art. 3 A HI 
hat der la  Strafsenat des Bez..Ger. Dresden in der 
Sitzung vom 13. 1. 54, an der teilgenommen haben: 

Oberrichter H a u ß n e r  als Vorsitzender 
Paul Schulze, Transportarbeiter in Dresden 
Alfred Krippendorf, Rentner in Dresden 
als Schöffen
STA Frau Haupt als Vertreter der Anklagebehörde 
Justizangestellter Neumann als Protokollführer 

für Recht erkannt:
Wegen Erfindung und Verbreitung friedensgefähr
dender tendenziöser Gerüchte werden verurteilt

die Angeklagte Elis. Klementz geb. Reddig zu 
1 Jahr sechs Monaten Gefängnis

Aus den Gründen:

Die Angeklagte K l e m e n t z  stammt aus kleinbürger
lichen Verhältnissen............Noch im Jahre 45 hatte die
Angeklagte keine arbeitsfreundliche Einstellung. An
läßlich eines Tanzvergnügens in Ziegenhain weigerte 
sie sich als Mitglied der Tanzkapelle, ein Arbeiterlied 
zu spielen und begründet in der Hauptverhandlung 
diese negative Einstellung mit ihrer nichtkommunisti
schen Erziehung. Die Angeklagte ist seit ihrem Umzug 
nach Wölkau mit dem vorgenannten Zimmermann be
freundet und unterhielt später mit ihm ein Verhältnis. 
Beide hatten die Absicht zu heiraten. Mit Zi. war die 
Angeklagte im Jahre 52, im März/April 53, im Juni 52 
und am 23. 8. 53 in Westberlin. Im März/April 53 faßte 
Zi. den Entschluß, republikflüchtig zu werden und 
suchte zu diesem Zwecke den ehern. Kreisvorstand der 
LDPD von Meißen, Naumann, in Westberlin auf. Die 
Angeklagte ging mit in die Wohnung des Naumann 
und hörte sich die Auseinandersetzung zwischen Zi. und 
Nau. mit an. Naumann warnte Zi. nach Westberlin zu 
flüchten, da in Westberlin für Z. keine wirtschaftlichen 
Möglichkeiten bestehen.

......... Am 23. 8. 53 begaben sich beide nach Westberlin,
um ihre untergestellte Wäsche wieder in die DDR zu
rückzuholen. An diesem Tage hat die Angeklagte mit 
einer anderen das Schöneberger Rathaus aufgesucht 
und drei Bettelpakete in Empfang genommen. Zu 
diesem Zwecke mußte sie ihren Personalausweis vor
legen und sie wurde dabei registriert. Diese Pakete hat 
sie der Frau Naumann übergeben, die die Angeklagte 
zum Holen der Pakete ermuntert hatte. Die Angeklagte 
ist mit Zimmermann bei ihren Westberliner Besuchen 
nicht mit auf der Agentenzentrale der FDP gewesen 
und hatte nach ihren eigenen Angaben keine Kenntnis 
von der Agententätigkeit Zimmermanns.

Der Angeklagten K l e m e n t z  konnte nicht eindeutig 
nachgewiesen werden, daß sie von der Agententätigkeit 
des Zimmermann Kenntnis hatte. Aus diesem Grunde 
entfiel bei dieser Angeklagten eine Verurteilung gemäß 
i 139 Abs. 1 StGB, der von einem Vorhaben eines ge
meingefährlichen Verbrechens die glaubhafte Kenntnis 
verlangt. Der Senat hat aber geprüft, ob das Abholen 
der Bettelpakete unter den gegebenen Umständen straf
bar ist. Die Angeklagte gab in der Hauptverhandlung 
zu, daß sie zu diesem Zeitpunkt bereits Kenntnis von 
der Aufklärung unserer demokratischen Presse und des 
Rundfunks hatte, die das verbrecherische Verhalten 
der Paketabholer öffentlich brandmarkten. Trotz dieser 
Kenntnis holte sie die Pakete und übergab diese der 
Familie Naumann. Hier ist bewiesen, daß die Ange
klagte, wie sie auch einräumt, die Pakete nicht aus 
einer persönlichen Notlage heraus in Empfang genom
men habe. Es ist bekannt, daß die westlichen Kriegs
treiber die Paketabholer gefilmt und, wie auch die An
geklagte, namentlich registriert haben. Diese Unter
lagen wurden von den westlichen Imperialisten dann 
benutzt, vor der UN und der gesamten westlichen Welt 
eine üble Hetze gegen die DDR zu entfachen. In dieser 
Hetze wurden die Ostzonenbewohner als Hungernde 
hingestellt und in letzter Konsequenz unsere befreun
dete Sowjetmacht für die Zustände verantwortlich ge
macht. Mit dem Erscheinen der Angeklagten im 
Sehöneberger Rathaus bekundeten diese, daß sie eben
falls angeblich zu den hungernden Ostzonenbewohnem 
gehörten, die auf eine Lebensmittelspende angewiesen 
sind. Mit diesem Verhalten hat die Angeklagte vorsätz
lich durch eine konkludente Handlung ein Gerücht er
funden und verbreitet, welches eine politische Tendenz 
hatte. Daß die üble Hetzpropaganda, die aus Anlaß der 
sogenannten amerikanischen Lebensmittelhilfe gegen 
die Einheit Deutschlands gerichtet ist, bedarf, wenn
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